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DDR

Konsequenter Wohnungsbau

N ur rund ein Drittel des lieutigen Wohnungsbestandes 
in der DDR wurde seit 1945 durch Neubau und W ie
deraufbau erstellt, und die Ausstattungsmeri<male der 
Altbauwohnungen sind überwiegend katastrophal, da 
bis Ende der 60er Jahre praktisch keine Sanierungen 
an der Altbausubstanz vorgenommen wurden. Für die 
künftige Wohnsituation eröffnete die kürzliche 7. Bau
konferenz des ZK der SED jedoch günstigere Per
spektiven. Im VI. Fünfjahrplan 1981-1985 sollen durch 
Neubau und Modernisierung 930 000 bis 950 000 
Wohnungen, darunter 600 000 Neubauwohnungen, 
geschaffen werden.

Damit folgt die Parteiführung konsequent ihrem 
Wohnungsbauprogramm, das auf der 10. ZK-Tagung 
der SED im Oktober 1973 für die Jahre 1976 -  1990 
verabschiedet wurde. Bis 1990 soll danach jedem 
Haushalt eine dem heutigen DDR-Standard entspre
chende Wohnung zur Verfügung stehen. Knapp 60 % 
der Bevölkerung sind von diesem Programm direkt be
troffen. Sie können jetzt erst einmal aufatmen, denn es 
war keineswegs sicher, ob die DDR unter den sich ver
schärfenden externen und internen Belastungen die 
absolute Priorität des Wohnungsbaus würde aufrecht
erhalten können. Allerdings bleibt zu beachten, daß 
auch bei Beibehaltung des gegenwärtigen und des 
sich abzeichnenden Bautempos die DDR mit Ablauf 
ihres Programms 1990 hinsichtlich der Wohnausstat- 
tung gerade das bundesrepublikanische Niveau des 
Jahres 1968 erreicht haben wird. pl

GECD-Entwicklungshilfe

Unerträgliche Diskrepanz

Z u r Jahreshälfte veröffentlichte der Entwicklungshilfe
ausschuß (DAC) der OECD seine vorläufige Bilanz für 
das Jahr 1979. Der gesamte Mittelzufluß (einschließ
lich privater Mittel zu Marktbedingungen) aus westli
chen Industriestaaten in die Entwicklungsländer war 
danach in diesem Jahre (70,4 Mrd. US-$) kaum höher 
als im Jahr zuvor (1978: 70,2 Mrd. US-$). Die öffentli
che Hilfe der OECD-Staaten stieg zwar um real 2 % 
auf 22,3 Mrd. US-$, doch wurde das zu Beginn der 
zweiten Entwicklungsdekade gesetzte Ziel, diese Lei
stungen auf 0,7 % des BSP anzuheben, wiederum 
weit verfehlt. Die Quote sank, wenn auch geringfügig, 
auf 0,34 % (Vorjahr 0,35 %).
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Entscheidend für die Entwicklung im letzten Jahr 
war der starke Rückgang der amerikanischen Entwick
lungshilfe auf 4,6 Mrd. US-$ (1978: 5,7 Mrd. US-$). 
Hoffnung auf eine Besserung in Zukunft ist aber auch 
weiterhin fehl am Platze: Die britische Regierung hat 
unlängst ihre Absicht bekräftigt, ihre Leistungen in den 
nächsten drei Jahren um real 13 % zu senken, und 
auch der deutsche Finanzminister verwahrt sich gegen 
Versuche, ihn auf einen Termin (1985) für die Errei
chung der 0,7 %-Quote festzulegen.

Dabei ist gerade jetzt eine deutliche Erhöhung des 
Ressourcentransfers in die Dritte Welt aus öffentlichen 
Quellen dringend geboten. Der Zufluß von Privatkapi
tal zeigt bei abschwächender Weltkonjunktur eher 
rückläufige Tendenzen. Die Banken sind angesichts 
der bereits hohen Auslandsverschuldung vieler Länder 
zurückhaltend bei der Kreditvergabe. Und andererseits 
sind viele Entwicklungsländer durch die bereits aufge
laufenen Zins- und Tilgungsverpflichtungen kaum 
noch in der Lage, ihren weiteren Kapital- und Devisen
bedarf zu marktmäßigen Bedingungen zu finanzieren.

Zusätzliche öffentliche Hilfe allein wird die Probleme 
der Dritten Welt zwar nicht lösen, aber sie wäre ein 
dringend erforderlicher Beitrag, um zumindest die 
Glaubwürdigkeit der westlichen Industrieländer zu er
höhen. Sonst droht die Diskrepanz zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit unerträglich zu werden. er

Rohstoff-Fonds

Demonstration des guten Willens

N ach jahrelangen, wechselvollen Verhandlungen wur
de nun endlich ein Vertrag über den Internationalen 
Rohstoff-Fonds paraphiert. Ab 1. Oktober 1980 soll er 
bei der UNO zur Unterzeichnung aufgelegt werden. 
Wenn ihn 90 der 150 vorgesehenen Vertragsmitglied
staaten, die zwei Drittel des Gesamtkapitals von 750 
Mill. $ aufbringen sollen, unterzeichnet haben, wird er 
in Kraft treten.

Von diesem Gesamtkapital gehen 400 Mill. $ in den 
,.ersten Schalter“ , der über die Mitfinanzierung von 
Bufferstocks zur Preisstabilisierung auf den internatio
nalen Rohstoffmärkten eingesetzt werden soll. Der 
,,zweite Schalter“ mit 350 Mill. $ soll für die Diversifi
zierung, Qualitätsverbesserung und Verkaufsförde
rung vor allem nicht lagerfähiger Rohstoffexporte der 
Entwicklungsländer verwandt werden.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegt die eigentliche 
Bedeutung der Paraphierung des Vertrages eher in
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der Demonstration neuen Verhandlungswillens über 
die Dritte Entwicklungsdekade als in einem von den 
Entwicklungsländern erhofften Fortschritt auf dem 
Weg zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung. Denn 
das Verhandlungsergebnis fällt weit hinter die ur
sprüngliche Forderung der Entwicklungsländer nach 
einem Gesamtkapital von 6 Mrd. $ zurück. Zudem sind 
280 Mill. $ des „zweiten Schalters“ nur als freiwillige 
Beiträge vorgesehen, und erst bei deren Bewilligung 
wäre d e r,,zweite Schalter“ handlungsfähig. Der „erste 
Schalter“ wiederum kann seine Funktion erst überneh
men, wenn tatsächlich Rohstoffabkommen abge
schlossen werden. Bisher bestehen aber nur vier von 
den 18 vorgesehenen Abkommen, und der Zusam
menbruch des Kakaoabkommens im Frühjahr dieses 
Jahres und die Schwierigkeiten des Weltgetreideab
kommens lassen nicht den baldigen Abschluß weiterer 
Abkommen erwarten. ak

EG

Angst vor Japanern

A is  extrem rohstoffarmes Land war Japan schon im
mer in besonderem Maße auf die Ausfuhr von Indu
strieprodukten angewiesen. Dieser Herausforderung 
ist das Land bislang mit großem Erfolg begegnet. Sie 
stellt sich jedoch nach der zweiten Ölpreisexplosion 
erneut, denn allein auf Energierohstoffe dürfte mittler
weile mehr als die Hälfte des Einfuhrwerts entfallen. 
Doch wie in den USA regen sich nun auch in Westeu
ropa zunehmend Widerstände gegen kräftig steigende 
Lieferungen aus Fernost.

So ist die EG-Kommission gerade dabei, ihre Han
delsstrategie gegenüber Japan zu überprüfen. Aus
gangspunkt der Überlegungen ist die Tatsache, daß 
das Handelsbilanzdefizit der EG mit Japan in den er
sten fünf Monaten dieses Jahres um fast die Hälfte hö
her war als in der gleichen Vorjahrsperiode. Darin 
schlug sich nicht zuletzt die zu Beginn des Jahres noch 
verstärkte Verbrauchsneigung in den westeuropäi
schen Ländern nieder mit der entsprechenden Nach
frage nach dauerhaften technologisch hochstehenden 
Konsumgütern, bei denen Japan nun einmal in vielen 
Fällen eine international führende Position besitzt. Mit 
der Verbrauchsabschwächung im zweiten Halbjahr 
wird sich dieser Trend sicherlich nicht fortsetzen.

Die Kommission nimmt aber die bisherige Entwick
lung offenbar dennoch zum Anlaß, u. a. ,,vorüberge
hende Exportbeschränkungen“ für eine Reihe von Gü

tern zu erwirken, um den betroffenen europäischen 
Unternehmen eine Atempause zu verschaffen. Bei de
ren Modernisierung sollen dann japanische Firmen im 
Wege von Kooperationen mitwirken können. Die Be
reitschaft der Europäer zu Kooperationen war jedoch 
bisher gering, und es dürfte sehr fraglich sein, ob ihre 
Kooperationsbereitschaft bei einem Schutz vor japani
schen Importen zunimmt; zu vermuten wäre dies eher, 
wenn sie dem japanischen Wettbewerbsdruck ausge
setzt blieben. wt

Kernenergie

Entscheidung erst 1990?

M it nur wenig Verspätung hat die vom Bundestag ein
gesetzte Enquete-Kommission ,,Zukünftige Kernener
giepolitik“  ihren Bericht vorgelegt. Zu einem klaren Vo
tum über den Ausbau der Kernkraftwerkskapazität 
konnten sich die Mitglieder nicht durchringen. Statt 
dessen empfehlen sie mehrheitlich einen Aufschub der 
endgültigen Entscheidung bis zum Jahre 1990.

Für die Nuklearindustrie, die verkündet hatte, es gä
be mittlerweile keinen Menschen mit Sachverstand 
mehr, der die Notwendigkeit eines weiteren Ausbaus 
in Zweifel zieht, dürfte diese Empfehlung enttäuschend 
sein. Sie ist allerdings zu sehen vor dem Hintergrund 
der bisher nicht ausgeräumten Zweifel an der Be
herrschbarkeit der Probleme, die mit einem forcierten 
Übergang zur Kernenergienutzung verbunden sind. Es 
wäre unter diesen Umständen möglicherweise ein fol
genschwerer Fehler, sich der Ausstiegsoption schon 
jetzt zu begeben. Schließlich sollte auch berücksichtigt 
werden, daß der Aufschub den Bemühungen um einen 
rationelleren Energieeinsatz und den Ausbau nicht-nu
klearer Energiequellen weiteren Auftrieb geben kann. 
Wenn das darin liegende Potential zur Lösung unserer 
Energieprobleme häufig als unzureichend angesehen 
wird, liegt das auch daran, daß die Anreize offenbar 
erst mit dem zweiten großen Ölpreisschub groß genug 
geworden sind und viele Ansätze noch im Experimen
tierstadium stecken.

Allerdings darf bei alledem nicht übersehen werden, 
daß im Kraftwerksbau mit langen Fristen zu rechnen 
ist. Der Aufschub, wie ihn die Kommission vorschlägt, 
hat daher nur Sinn, wenn die Zeit bis zur endgültigen 
Entscheidung durch intensive Forschungsanstrengun
gen und geeignete staatliche Maßnahmen genutzt 
wird, damit auch tatsächlich alle Optionen offengehal
ten oder geöffnet werden. ma
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